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BEKANNTMACHUNG
Der Bebauungsplan ist am _____________ gemäß § 10 Abs. 3 BauGB durch ortsübliche
Bekanntmachung in Kraft getreten.

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes sind Verletzungen von Vorschriften
gem. § 215 BauGB in Verbindung mit § 214  Abs. 1-3 BauGB gegenüber der Stadt
nicht - geltend gemacht worden.
                                                   Wilhelmshaven, den __________________
                                                   STADT WILHELMSHAVEN
                                                   Der Oberbürgermeister
                                                   Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung
                                                   Im Auftrage

                                                        ______________________________
                                                                         Fachbereichsleiter

SATZUNGSBESCHLUSS
Der Bebauungsplan wurde am _______________ gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

xx.xx.xxxx

27.06.2020

gez. Amerkamp
Siegel

26.06.2019

VERFAHRENSSCHRITTE

AUSARBEITUNG
Der Bebauungsplan wurde ausgearbeitet vom Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung

Wilhelmshaven, den _____________
STADT WILHELMSHAVEN
Der Oberbürgermeister
Fachbereich Stadtplanung  und Stadterneuerung
Im Auftrage
                                                                                                                                 ____________________
__________________         ______________________________         ___________________                      Stadtrat
Fachbereichsleiter                              ATL/Sachbearbeiter                            Plan gezeichnet

KARTENGRUNDLAGE:      Liegenschaftskarte                                         Maßstab: ______________
 "Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs-

und Katasterverwaltung,   ©                                www.lgln.niedersachsen.de

Herausgeber:

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen
baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom ______________ ). Sie ist
hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grundstücksgrenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

                                             
Wilhelmshaven, den ____________
Katasteramt Wilhelmshaven
Peterstraße 53, 26382 Wilhelmshaven

                                             _____________________________

PRÄAMBEL / AUSFERTIGUNG
Aufgrund des § 2 Abs. 1 und des des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316)
i.V.m. § 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), in der jeweils aktuellen
Fassung,  hat der Rat der Stadt Wilhelmshaven diesen Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung
und den im Plan enthaltenen textlichen Festsetzungen, als Satzung beschlossen.

                                                   Wilhelmshaven, den ____________
                                                    STADT WILHELMSHAVEN
                                                       Der Oberbürgermeister

                                                       ___________________
                                                             Oberbürgermeister               

Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen
Regionaldirektion Aurich ∙ Katasteramt Wilhelmshaven

15.11.2019

gez. Leinert

gez. Simon

11.11.2019

20.02.2013

Siegel

M 1:3000

2013

gez. Feist

gez. Hertwiggez. Hofbauer / gez. Bauer gez. Amerkamp

15.11.2019

Siegel

3. Waldrechtlicher Ausgleich:
Dem Verlust von bislang ca. 105 ha durch die bereits in Kraft getretene Bebauungspläne Nr. 212 
-Rüstersieler Groden Nord- und Nr. 220 –Rüstersieler Groden Süd – Zum Kraftwerk- sowie dem 
vorliegenden Bebauungsplan Nr. 213 können durch Waldentwicklung in den im Eigentum der Stadt 
Wilhelmshaven befindlichen Kompensationsflächenarealen ´Bollenhagener Moorwald / 
Südbollenhagen´ sowie ´Hahner Brake´, Gemeinde Jade, und ´Lerchenheide / Frieschenmoor´, 
Gemeinde Ovelgönne, alle Lkr. Wesermarsch, insgesamt rd. 175 ha neuer Waldfläche i. S. des 
NWaldLG incl. Flächen i. S. v. § 2 (4) gegenüber gestellt werden:

- Hahner Brake: insb. Erlenbruch- und Birkenwald, Moor- und Heideflächen, Röhrichte und
Seggenrieder),

- Bollenhagener Moorwald: insb. Eichen- und Birkenwald, Moor- und Sumpfgebüsch, Röhrichte.
- Lerchenheide: Moor-, Moorwald-, Heide-, Seggenried-, Röhricht- und mesophile

Grünlandgesellschaften

§7a Zuordnung von Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich- § 9 Abs. 1a BauGB
(1) Gem. § 9 Abs. 1a BauGB sind entsprechend der Eingriffsbilanzierung die gesamten Flächen und 

Maßnahmen zum Ausgleich den gesamten Grundstücken auf denen Eingriffe zu erwarten sind, 
zugeordnet. Satz 1 gilt für die Maßnahmen auf den Flächen gem. § 7a (2) und (3).

(2) Die Kompensationsmaßnahmen in der Gemeinde Ovelgönne, Gemarkung Strückhausen finden
auf einer Fläche von 128.299 m² statt: Gemarkung Strückhausen, Flur 2, Flurstücke 543/98, 
574/456 (tlw.), 893/283 (tlw.), 1083/283, 1128/98, Flur 6, Flurstücke 5, 21, 22, 23, 24, 25, 151/5, 
152/6, 336/11, 337/16, 338/16, 339/17 und 340/17.

(3) Die Kompensationsmaßnahmen in der Stadt Wittmund, Gemarkung Willen finden auf einer Fläche 
von 429.637 m² statt: Gemarkung Willen, Flur 11, Flurstücke 1 (tlw.), 2 (tlw.), 14 (tlw.), 19 (tlw.), Flur 
12, Flurstücke 1 (tlw.), 8 (tlw.) und 9 (tlw.).

§8 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte – § 9 Abs. 1 Nr.21 BauGB –
(1) Das im Bebauungsplan Nr. 213 vorgesehene gebündelte Leitungsrecht LR 1 enthält das Recht für 

die zukünftigen Unternehmensträger, auf den hierfür festgesetzten Flächen unterirdische 
(Produkt-)Leitungen (überregionale Transportleitungen für flüssige oder gasförmige Stoffe,
Transportleitungen von Gewerbe- und Industriebetrieben im Voslapper-, Rüstersieler- und Heppenser 
Groden) anzulegen und zu betreiben. Im Bereich der für das Leitungsrecht LR 1 festgesetzten 
Gewerbegebietsflächen sind bauliche Anlagen und solche andere Vorhaben, die die Leitungen 
beeinträchtigen können, unzulässig. Davon ausgenommen sind Überwegungen zur Erschließung 
der Gewerbegebietsfläche GE 3.

(2) Das im Bebauungsplan Nr. 213 vorgesehene gebündelte Leitungsrecht LR 2 enthält das Recht für 
die bestehenden und zukünftigen Unternehmensträger, auf den hierfür festgesetzten Flächen 
unterirdische (Produkt-)Leitungen sowie oberirdische Hoch-/Höchstspannungsleitungen anzulegen 
und zu betreiben. Im Bereich der für das Leitungsrecht LR 2 festgesetzten privaten Grünflächen sind 
bauliche Anlagen und solche andere Vorhaben, die die Leitungen beeinträchtigen können, unzulässig.

HINWEISE / NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN
Altlasten / Bodenschutz / Kampfmittel
Altlasten:
Es liegen keine Kenntnisse vor, dass sich im Plangebiet Böden befinden, die erheblich mit umweltgefährdenden 
Stoffen belastet sind.
Sollten bei den anstehenden Bauvorhaben jedoch Hinweise auf Altablagerungen, Altstandorte oder sonstige 
Bodenkontaminationen zu Tage treten, ist unverzüglich die Untere Bodenschutzbehörde zu benachrichtigen. Es 
ist zu beachten, dass bei erhöhten Bodenschadstoffgehalten – auch ohne Vorliegen altlastenrelevanter Gehalte – 
abfallrechtlich eine eingeschränkte Verwertungsmöglichkeit bzw. die Erforderlichkeit einer fachgerechten 
Entsorgung vorliegen kann. Dies ist im Rahmen einer baubegleitenden abfallrechtlichen Untersuchung zu 
überprüfen.

Bodenschutz:
Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenverände-rungen nicht 
hervorgerufen werden I§ 4 BBodSchG); es ist Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen 
zu treffen I§ 7 BBodSchG). Die Anforderungen für das Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in den Boden
gemäß § 12 BBodSchV sind zu beachten. Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen 
sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand 
zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen I§ 202 BauGB). Bei Bodenarbeiten sind die DIN 
Normen 18915:2018-06 und 19731:1998-05 zu beachten.

Kampfmittel:
Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist nach Auswertung alliierter Luftbilder davon 
auszugehen, dass noch Bombenblindgänger innerhalb des Plangebietes vorhanden sein könnten, von denen 
eine Gefahr ausgehen kann. Andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) können ebenfalls nicht 
ausgeschlossen werden. Die Verantwortung für Gefährdungen durch Kampfmittel bei Baumaßnahmen liegt bei 
den Grundstückseigentümern bzw. Bauherren. Es wird vor Baubeginn die Durchführung von 
Kampfmittelsuchmaßnahmen nach den Vorgaben des Kampfmittelbeseitigungsdienstes Niedersachsen zum 
Nachweis der Kampfmittelfreiheit empfohlen. Der Nachweis der Kampfmittelfreiheit ist Voraussetzung für die 
Eignung des Grundstücks bzw. des zu be-bauenden Bereiches für die bauliche Anlage.
Bei Funden von Kampfmitteln und kampfmittelverdächtigen Gegenständen sind alle Arbeiten im betreffenden 
Bereich umgehend einzustellen und es ist die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst des LGLN (Tel.: 0511 30245-500) zu benachrichtigen.

Anbauverbote / Anbaubeschränkungen (§ 9 FStrG)
40 m-Bauverbotszone:
Innerhalb der 40 m-Bauverbotszone gem. § 9 Abs. 1 FStrG dürfen Hochbauten jeder Art nicht errichtet werden. 
Anlagen der Außenwerbung stehen den Hochbauten und den baulichen Anlagen gleich (§ 9 Abs. 6 FStrG).
100 m-Baubeschränkungszone:
Bauliche Anlagen längs der Bundesautobahn in einer Entfernung bis zu 100 m bedürfen zur Errichtung, 
erheblichen Änderung oder andersartigen Nutzung der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde (§ 9 
Abs. 2 FStrG). Anlagen der Außenwerbung stehen den Hochbauten und den baulichen Anlagen gleich (§ 9 Abs. 
6 FStrG).

Artenschutz
Es sind die gesetzlichen Bestimmungen zum allgemeinen und besonderen Artenschutz (§ 39 ff. BNatSchG) 
verbindlich umzusetzen.
Um das Eintreten von Verbotstatbeständen gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG zu vermeiden, sind unter 
artenschutzrechtlichen Gesichtspunkten die folgenden Maßnahmen umzusetzen:

1. Bauzeitenregelung:
Die erforderlichen Rodungsarbeiten müssen im Zeitraum vom 15. November bis zum 25. Februar durchgeführt 
werden. Auf diese Weise können Beeinträchtigungen während der Brutzeit der Vögel, der Balzzeit der 
Rauhhautfledermaus sowie der Wanderungs- und Laichaktivitäten von Amphibien vermeiden werden.

2. Umsiedlung von Pflanzenarten:
Im Vorfeld der Bautätigkeiten sind die im Bereich der Flächeninanspruchnahme nachgewiesenen Pflanzenarten 
der Roten Liste an nahe gelegene Standorte, die den Anforderungen der Arten entsprechen, umzusiedeln. 
Zielort, Vorgehensweise und Zeitpunkt der Umsiedlung sind artspezifisch zu wählen und mit der unteren 
Naturschutzbehörde abzustimmen.

3. Baumhöhlenkontrolle/Umweltbaubegleitung:
Aus artenschutzrechtlichen Gründen sind vor der Rodung an geeigneten Höhlenbäumen endoskopische 
Untersuchungen auf Fledermausbesatz im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung durchzuführen. Hierzu 
sind die zu rodenden Flächen im Vorfeld der Bautätigkeiten auf potenzielle Höhlenbäume (Stammdurchmesser > 
50 cm), zu untersuchen.

4. Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen):
a) Für den Verlust eines Rauhhautfledermaus-Balzquartieres werden 3 artgerecht ausgestaltete 
Fledermauskästen an geeigneten Standorten angebracht (siehe auch § 7 (4) textliche Festsetzungen).
b) Für insgesamt 3 Brutpaare des Feldschwirls sind vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen umzusetzen.
Die hierfür herzustellenden Bruthabitate, die den Ansprüchen des Feldschwirls entsprechen, sind bereits im 
Rahmen von Maßnahmen in den städtischen Kompensationsflächenarealen ´Hahner Brake´ und ´Bollenhagener 
Moorwald´ entstanden, wodurch die Funktion als CEF-Maßnahme für die 3 Feldschwirl-Reviere bestätigt werden 
kann.

5. Amphibienleiteinrichtungen:
Da die Baufeldfreimachung während der Überwinterungsphase der Amphibien stattfinden wird (siehe 
Bauzeitenregelung), ist sicherzustellen, dass in den zu rodenden Teilen des Plangebietes keine Amphibien 
vorkommen. Hierzu sind Vorkehrungen zu treffen, welche die jährlich wiederkehrenden Abläufe im Lebenszyklus 
der Amphibien berücksichtigen.
Als geeignete Maßnahme zum Schutz eines großen Teils der Amphibienpopulation ist, in Abstimmung mit der 
unteren Naturschutzbehörde, die Installation von Amphibienleiteinrichtungen vorzunehmen.

Bahnanlagen
Im Planbereich befinden sich Bahnanlagen der Deutschen Bahn AG, die zu den öffentlichen 
Eisenbahninfrastrukturen zählen und planfestgestellt sind.
Flächen, die durch planfestgestellte Gleisanlagen in Anspruch genommen werden, dürfen nicht überbaut werden.
Die unterliegenden Flurstücke sind für Bahnbetriebszwecke gewidmet und unterliegen somit der 
Fachplanungshoheit nach Eisenbahnrecht.
Zum Schutz der planfestgestellten Bahnanlagen und der sicheren Fortführung des Bahnbetriebs ist bei 
nachfolgenden Bauvorhaben im Baugenehmigungsverfahren das Eisenbahn-Bundesamt zu beteiligen.

Baugrund
Es besteht im Plangebiet keine Erdfallgefährdung (Gefährdungskategorie 0 gemäß Erlass des 
Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebieten" vom 23.02.1987, AZ. 305.4 
- 24 110/2 -). Auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen bezüglich der Erdfallgefährdung kann daher bei 
Bauvorhaben im Planungsbereich verzichtet werden.
Nach den dem LBEG vorliegenden Unterlagen (Kartenserver des LBEG) steht im Pla-nungsbereich 
setzungsempfindlicher Baugrund (anthropogene Auffüllungen und Locker-gesteine mit sehr geringer Steifigkeit) 
an. Bei Bauvorhaben sind die gründungstechni-schen Erfordernisse im Rahmen der Baugrunderkundung zu 
prüfen und festzulegen. Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allgemeinen Vorgaben der 
DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen der DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN 
EN 1997-1/NA:2010-12 zu beachten. Der Umfang der geotechnischen Erkundung ist nach DIN EN 
1997-2:2010-10 mit ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 
1997-2/NA:2010-12 vorgegeben. Vorabinformationen zum Baugrund können dem Niedersächsischen 
Bodeninformationssystem NIBIS (https://nibis.lbeg.de/cardomap3/) entnommen werden.
Diese Hinweise ersetzen keine geotechnische Erkundung des Baugrundes.

Bodenfunde
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. sein: 
Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs.1 des 
Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren 
Denkmalschutzbehörde oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege - Referat Archäologie - 
Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 0441 799 2120 unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist 
der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 
des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist 
Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.

Denkmalschutz
Am Westrand des Plangebietes verläuft der denkmalgeschützte historische Deichzug Rüstringen (FStNr. 208). 
Dabei handelt es sich um ein Bodendenkmal, welches durch das Niedersächsische Denkmalschutzgesetz 
(NDSchG) geschützt ist. Gem. § 8 NDSchG ist dabei nicht nur der Deichkörper, sondern auch dessen Umgebung 
geschützt.
Sämtliche Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen einer denkmalrechtlichen Genehmigung (§ 13 NDSchG). 
Diese kann verwehrt werden oder mit Auflagen verbunden sein.
Zum Schutz des Bodendenkmals ist darauf zu achten, dass bei Erdarbeiten ein ausreichend großer Abstand zum 
Deichfuß eingehalten wird und dieser frei von Bodeneingriffen wie auch Bodenablagerungen bleibt.

Freiflächen / Vegetationsschutz
Die Bestimmungen der Baumschutzsatzung der Stadt Wilhelmshaven sind zu beachten und verbindlich 
umzusetzen. Der Wurzelbereich von Bäumen (Bodenfläche unterhalb der Baumkrone + mindestens 1,5 m) ist 
vor Schädigungen, Gefährdungen und Veränderungen, z. B. durch Befestigungen, Bodenverdichtungen, 
Bodenauffüllungen oder Lagerung von Materialien aller Art, zu bewahren. Bei Betroffenheit von Bäumen, welche 
unter die Schutzbestimmungen der städtischen Baumschutzsatzung fallen, ist ein Antrag auf 
Ausnahmegenehmigung beim Amt für Umweltschutz und Bauordnung - Ansprechpartner Herr Hermes (04421 16 
2559) - zu stellen.
Einzuhalten und umzusetzen sind ferner die Richtlinie für die Anlage von Straßen RAS-LP 4 „Schutz von Bäumen 
und Sträuchern im Bereich von Baustellen“, die DIN 18300 „Erdarbeiten“, die DIN 18915 (Schutz des 
Oberbodens), die DIN 18916 (Tiefgründige Bodenlockerungen von durch Baumaßnahmen entstandenen 
Bodenverdichtungen im Bereich von vorgesehenen Gehölzpflanzungen) sowie die DIN 18920 (Schutz von 
Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen).

Immissionsschutz
Lichtimmissionen:
Zur Vermeidung negativer Auswirkungen durch Lichtimmissionen auf die schützenswerten Nutzungen sind die 
Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 
für Immissionsschutz (LAI 2012) zu berücksichtigen. Bei Bedarf sind im Rahmen der nachgelagerten 
Genehmigungsebene Beeinträchtigungen durch entsprechende Auflagen zu vermeiden.

Textliche Festsetzungen
(gem. §9 Baugesetzbuch –BauGB- in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316) und der Verordnung über die 
bauliche Nutzung der Grundstücke – Baunutzungsverordnung –BauNVO- in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.01.1990 (BGBl. I, S. 132), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4.5.2017 (BGBl. I, S. 1057) 
geändert worden ist)

§ 1 Art der baulichen Nutzung - § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB - Gewerbegebiet §§ 8 und 1 Abs. 4, 5, 6 und 9
BauNVO
(1) Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebiete GE 1-5 sind Einzelhandelsbetriebe als allgemein

zulässige Nutzungen gem. § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO nicht zulässig (§ 1 Abs. 5 BauNVO).
Ausnahmsweise zulässig sind nur:

• an den Endverbraucher gerichtete Verkaufsstätten für Eigenproduktionen von im Plangebiet
ansässigen Handwerks- oder Gewerbebetrieben, wenn sie in einem unmittelbaren räumlichen und
funktionalen Zusammenhang mit dem entsprechenden Handwerks- oder Gewerbebetrieb stehen und
wenn deren Summe an Verkaufs- und Ausstellungsfläche nur einen deutlich untergeordneten Teil der
Geschossfläche des Handwerks- oder Gewerbebetriebes einnimmt und es sich nicht um
nahversorgungs- und zentrenrelevante Sortimente gem. Liste des Wilhelmshavener
Einzelhandelsentwicklungskonzeptes (CIMA, 2014) handelt sowie 

• Kioske in den GE 4 und 5

Zentrenrelevante Sortimente: Parfümerie- und Kosmetikartikel, Bekleidung, Wäsche, Haus- und
Heimtextilien (u. a. Stoffe, Kurzwaren, Gardinen und Zubehör), Sportbekleidung und –schuhe, Sport-
und Freizeitgroßgeräte, Reitsportbedarf und Golfsportbedarf, Campingartikel, Schuhe,
Medizinisch-orthopädischer Bedarf, Bücher, Papier- und Schreibwaren, Bürobedarf, Spielwaren,
Antiquitäten, Kunstgegenstände, Bilder, Bilderrahmen, Geschenkartikel, Glaswaren, Porzellan und
Keramik, Hausrat, Elektrohaushaltsgeräte (Elektroklein- und Elektrogroßgeräte, sog. „Weiße
Ware“), Lampen und Leuchten, Unterhaltungselektronik, Foto und Zubehör, optische und akustische
Artikel, Uhren, Schmuck, Lederwaren, Koffer und Taschen, Computer und Kommunikationselektronik,
einschließlich Zubehör, Baby-/ Kleinkinderartikel (inkl. Kinderwagen, Kindersitze).
Nahversorgungsrelevante Sortimente: Nahrungs- und Genussmittel, Reformwaren, Drogerieartikel
(Körperpflege, Wasch-, Putz- und Reinigungsmittel), Pharmazeutische Artikel, Arzneimittel
(Apotheken), Schnittblumen und kleinere Pflanzen, Zeitungen und Zeitschriften

(2) Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebiete GE 1-3 sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes als
allgemein zulässige Nutzungen gem. § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO nicht zulässig (§ 1 Abs. 5 BauNVO).

(3) Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebiete GE 1-5 sind die allgemein zulässigen Nutzungen
gem. § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO (Anlagen für sportliche Zwecke) nicht zulässig (§ 1 Abs. 5 BauNVO)

(4) Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebiete GE 1-5 sind die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen
gem. § 8 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 BauNVO (Betriebsleiterwohnungen, Anlagen für kirchliche, kulturelle,
soziale und gesundheitliche Zwecke) nicht zulässig (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO).

(5) Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebiete GE 1, 2, 3 und 5 sind die ausnahmsweise zulässigen
Nutzungen gem. § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO (Vergnügungsstätten) nicht zulässig (§ 1 Abs. 6 Nr. 1
BauNVO).

(6) Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebiete GE 1-5 sind Gebäude für freie Berufe im Sinne des
§ 13 BauNVO unzulässig. Räume für freie Berufe im Sinne des § 13 BauNVO können in den GE 1-3
ausnahmsweise zugelassen werden, sofern es sich nicht um freie Berufe des Heil-/
Gesundheitswesens und Kulturberufe handelt. In den GE 4+5 sind Räume für freie Berufe im Sinne
des § 13 BauNVO zulässig, sofern es sich nicht um freie Berufe des Heil-/ Gesundheitswesens und
Kulturberufe handelt. (§ 1 Abs. 5 sowie Abs. 9 BauNVO)

(7) Die Gewerbegebietsflächen werden in die Teilflächen GE 1–5 mit den folgenden Festsetzungen
gegliedert. Die Grenzen der Teilflächen sind in der Planzeichnung festgesetzt:

a. Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche einschließlich der
Fahrzeuggeräusche auf dem Betriebsgrundstück insgesamt die folgenden immissionswirksamen
flächenbezogenen Schallleistungspegel LW“A weder tags (06:00 – 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 –
06:00 Uhr) überschreiten:

Tabelle A.  Immissionswirksame flächenbezogene Schallleistungspegel

b. Im Genehmigungsverfahren ist zum Nachweis der Zulässigkeit des Vorhabens der Beurteilungspegel
der Anlage nach TA Lärm zu ermitteln. Dieser darf das zulässige Immissionskontingent, unter
Berücksichtigung von ggf. bereits bestehenden Anlagen, nicht überschreiten.

c. Sind einer Anlage mehrere Teilflächen des Bebauungsplanes zuzuordnen, so ist der Nachweis für die
Teilflächen gemeinsam zu führen, d. h. es erfolgt eine Summation der zulässigen
Immissionskontingente aller zur Anlage gehörigen Teilflächen (Summation).

(8) In den Gewerbegebieten GE 2 und GE 3 sind gem. § 9 Abs.2 Nr. 2 BauGB im Bereich der Trasse der
Chlorgas- und Wasserstoffleitung bauliche Nutzungen erst nach Abschluss der Freiplanung durch
Rückbau der vorgenannten Leitungen (gemäß Bestätigung des Landesamtes für Bergbau,
Energie und Geologie) zulässig.

§2 Maß der baulichen Nutzung - § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB – Höhe baulicher Anlagen § 18 BauNVO
(1) Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebiete GE 1-5 werden folgende Höhenbezugspunkte 

festgesetzt:
- oberer Bezugspunkt: Gebäudeoberkante (GOK)
- unterer Bezugspunkt: Höhe des Meeresspiegels (NHN)

(2) Die zulässige Höhe baulicher Anlagen beträgt in den GE 1-3 maximal 45 m und in den GE 4 und 5 
maximal 25 m jeweils bezogen auf den unteren Bezugspunkt gem. § 2 (1).

(3) Eine Überschreitung der festgesetzten Höhen baulicher Anlagen um bis zu 5 m für technisch 
erforderliche, untergeordnete Bauteile (z. b. Schornsteine, technische Aufbauten) kann 
ausnahmsweise zugelassen werden (§ 16 Abs. 6 BauNVO).

(4) In der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „kulturellen Zwecken dienende 
Gebäude und Einrichtungen – InfoCenter“ kann die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,35 
durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 Nr. 1 und 2 BauNVO um 0,5 überschritten werden.

§3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche – § 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, §§ 22, 23 i. V. m. §§ 12 und 14
BauNVO –
(1) In den Gewerbegebieten GE 1-5 wird als abweichende Bauweise eine von der offenen Bauweise 

insofern abweichende Bauweise festgesetzt, als Gebäudelängen von mehr als 50,0 m zulässig sind. 
Die Gebäude sind mit einem seitlichen Grenzabstand zu errichten.

(2) In den Gewerbegebieten sind innerhalb nicht überbaubarer Grundstücksflächen, die an festgesetzte 
private Grünflächen grenzen, Stellplätze und Garagen im Sinne des § 12 BauNVO sowie 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO nicht zulässig.

(3) In den Gewerbegebieten sind innerhalb nicht überbaubarer Grundstücksflächen, die an festgesetzte 
Flächen zur Regelung des Wasserabflusses angrenzen, Überfahrten für Straßen (unter 
Berücksichtigung des § 5 TF zulässig. Stellplätze und Garagen im Sinne des § 12 BauNVO sowie 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sind nicht zulässig.

(4) In den Gewerbegebieten sind innerhalb nicht überbaubarer Grundstücksflächen, die an festgesetzte 
Verkehrsflächen grenzen, Stellplätze und Garagen im Sinne des § 12 BauNVO nicht zulässig.

§4 Flächen für den Gemeinbedarf - § 9 Abs.1 Nr.5
(1) Die Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „kulturellen Zwecken dienende Gebäude 

und Einrichtungen – InfoCenter“ dient der Unterbringung von Gebäuden und Einrichtungen für 
museale Nutzungen / Ausstellungen einschließlich der erforderlichen Verwaltungs-, Lager- und 
Nebenräume.

(2) Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „kulturellen Zwecken dienende 
Gebäude und Einrichtungen – InfoCenter“ sind auch gastronomische Nutzungen sowie ein 
Museumsshop zulässig, sofern sie jeweils den in § 4 (1) genannten Hauptnutzungen untergeordnet 
sind.

§5 Verkehrsflächen - § 9 Abs.1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB
(1) Die Einteilung von Straßenverkehrsflächen ist nicht Gegenstand der Festsetzung.
(2) Ein- und Ausfahrten für die Gewerbegebiete GE 1 und 2 sind nur in den festgesetzten 

Einfahrtbereichen im Bereich der Artur-Grunewald-Straße zulässig und im Bereich der Straße „Am 
Tiefen Fahrwasser“ ausgeschlossen.

(3) Ein- und Ausfahrten für das Gewerbegebiet GE 3 sind nur in den festgesetzten Einfahrtbereichen im 
Bereich der Straße „Zum Voslapper Leuchtturm“ und im Bereich der Straße „Am Tiefen Fahrwasser“ 
zulässig.

(4) Ein- und Ausfahrten für das Gewerbegebiet GE 4 sind nur über die dafür festgesetzte öffentliche 
Straßenverkehrsfläche (Planstraße A) sowie in dem festge-setzten Einfahrtbereich im Bereich der 
Arthur-Grunewald-Straße zulässig.

(5) Ein- und Ausfahrten für das Gewerbegebiet GE 5 sind nur in dem festgesetzten Einfahrtbereich im 
Bereich der Artur-Grunewald-Straße zulässig und im Bereich der Straße „Am Tiefen Fahrwasser“ 
ausgeschlossen.

§ 6 Die Führung von Versorgungsanlagen und –leitungen - § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB
(1) Die Ver- und Entsorgungsleitungen für Wasser, Strom (bis einschließlich 20-kV-Leitungen, Gas, 

Telekommunikation und Abwasser) sind mit Ausnahme der Hauszuleitungen innerhalb der 
(öffentlichen) Verkehrsflächen unterirdisch zu verlegen.

(2) Ausnahmen können zugelassen werden, wenn die Leitungstrassen über Leitungsrechte gesichert 
werden. Auch diese Leitungen sind unterirdisch zu verlegen.

§ 7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft - § 9 
Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB
(1) In den Gewerbegebieten sowie den Straßenverkehrsflächen Arthur-Grunewald-Straße, Straße “Zum 

Voslapper Leuchtturm” und Straße “Am Tiefen Fahrwasser” ist das anfallende Niederschlagswasser 
zu sammeln und über die festgesetzten Gräben oder Straßenseitengräben in das festgesetzte 
Regenwasserrückhaltebecken mit einem Rückstauvolumen von mindestens 15.532 m³ zu leiten.

(2) Maßnahmenfläche „MF 1“
a. Das Regenwasserrückhaltebecken ist naturnah mit Böschungsneigungen von 1:1,5 bis 1:4 und einem 

mind. 10 m breiten Räumstreifen zu gestalten. Unnatürliche Ufer- und Sohlbefestigungen sind nicht 
zulässig. Nicht vermeidbare Verrohrungen sind in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde 
sowie der unteren Wasserbehörde so zu gestalten, dass eine ökologische Durchgängigkeit bestehen 
bleibt. Im Bereich der Böschungen ist eine Hochstauden- und Röhrichtvegetation zu entwickeln. Eine 
Böschungsmahd hat 1 x jährlich bis alle 2 Jahre ab Oktober zu erfolgen. Der Ufersaum unmittelbar 
am Wasser (ca. 50 cm) ist dabei stehen zu lassen, solange nicht aufkommende Gehölze die Mahd 
dieses Bereiches erfordern. Die konkrete Ausgestaltung und Pflege des Regenrückhaltebeckens hat 
in einvernehmlicher Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde sowie der unteren 
Wasserbehörde zu erfolgen.

b. Für die Unterhaltung und Sicherung der Funktionen des festgesetzten Regenwasserrückhaltebeckens 
sind in den Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
unbefestigte Unterhaltungswege mit einer Breite von max. 3 m zulässig.

(3) Maßnahmenfläche „MF 2“
Für diese bereits anderweitig zugeordnete Kompensationsfläche (Sonderdeponie Preußen Elektra) 
werden keine weiteren Maßnahmen festgesetzt. Die Flächen bleiben der Sukzession überlassen.

(4) Zur Kompensation des Verlustes eines Quartiers der Rauhhautfledermaus sind in Abstimmung mit 
der unteren Naturschutzbehörde im Bereich der privaten Grünfläche nördlich der 
Arthur-Grunewald-Straße drei artgerechte Fledermauskästen zu installieren und dauerhaft zu pflegen. 
Die Installation der Fledermauskästen muss vorgezogen, d. h. vor Inanspruchnahme des bisherigen 
Quartiers zur gewerblichen Nutzung erfolgen.

Hinweis:

Planexterne Ausgleichsmaßnahmen

1. Zur Kompensation von 285.851 Werteinheiten (gemäß Städtetagsmodell 2013) durch Eingriffe im 
Bebauungsplan Nr. 213 sind zusammenhängende Flächen in der Gemeinde Ovelgönne, Gemarkung 
Strückhausen, Landkreis Wesermarsch in einer Gesamtgröße von 128.299 m2  heranzuziehen. Auf 
diesen Flächen wird nach Maßgabe eines landschaftspflegerischen Entwicklungskonzeptes 
(Planungsbüro INGWA, Büro für Biologie und Umweltplanung Roßkamp 2014) durch Extensivierung, 
wasserregulierende Maßnahmen und Sukzession ein Lebensraumkomplex aus Moor-, Moorwald-, 
Heide-, Seggenried-, Röhricht- und mesophilen Grünlandgesellschaften entwickelt.

2. Zur Kompensation von 1.089.891 Werteinheiten (gemäß Städtetagsmodell 2013) durch Eingriffe im 
Bebauungsplan Nr. 213 sind zusammenhängende Flächen in der Stadt Wittmund, Gemarkung Willen, 
Landkreis Wittmund in einer Gesamtgröße von 429.637 m2  heranzuziehen. Auf diesen Flächen wird 
nach Maßgabe eines Entwicklungskonzeptes der Nds. Landesforsten (2008 und in Folgejahren 
fortentwickelt) durch wasserregulierende Maßnahmen, Waldumbau und Sukzession ein 
Lebensraumkomplex aus feuchtem Eichen-Mischwald, Moor-, Bruch- und Sumpfwald sowie 
Waldmoor / Anmoorheide entwickelt.

3. Waldrechtlicher Ausgleich:

66
11

6,00

3,00

3,00

5,00

6,00

3,
00

6,00

3,
00

5,00

5,
00

5,00

5,00 3,00

5,
00

3,00

3,
00

DS

RRB

143

891

Brache

Brache

Lagerplatz

Pi
pe

lin
e 

ob
er

ird
is

ch

Pipeline unterirdischPipeline oberirdisch

Pi
pe

lin
e 

un
te

rir
di

sc
h

Pipeline oberirdisch

Lagerplatz

Lagerplatz
(Baustoffe)

92

2

7

99

3

5

93

4

6

10

13

95

97

11

94

7

23

1

1A
1B

6

17

13C

15

31D

4

12

2

31C

24

33

7

11

10

10

32

33B

31B

16

8

11D

37

33D

22

312

14

57F

8

20

5

55B

11

19

11

24

9

27

8

13

17

57C

19

28A

2

11C

35

13A

33C

16

1

7

57B

31

33A

55A

22

11E

43

39

1

28

9

11A

101

6

6

4
5

13

18

9

13

2

57A

4

21

55D

30

3

18

15

14

13D

20

55C

23

12
10

11B

31A

25

7

13B

29

103

26

15

14

57D

8

16

41

2

28

26
5

1

3

31E
33E

57E
55E

Am
 T

ie
fe

n 
Fa

hr
w

as
se

r

Geniusbank

Ebbestraße

Tidestraße

Zum Voslapper Leuchtturm

Zum Voslapper Leuchtturm

Friesendam
m

Hohewegstraße

Flutstraße

Niedersachsendamm

Arthur-Grunewald-Straße

Arthur-Grunewald-Straße

Arthur-Grunewald-Straße

60
53

1
13

756

60
84

547
10

910

748

915

63
2

973

60
110

60
38

60
15

60
63

968

755

241
956

60
131

762

912

772

770

54
2

766
1

66
10

909

60
66

732

66
17

890
1

905

60
64

971

780

60
142

966

54
7

60
120

788

977
1

766
2

725

784

60
116

899

143
80

941

974

900
60
47

938

60
90

98
35

60
15460

138

60
65

1136
130

750

66
16

891
1

781

60
52

733

957

958

60
139

959

60
132

66
2

747

742

969

767
1

1221
54

893

1090
10

979
2

785

1222
54

759

66
9

965

890
2

547
6

60
40

60
101

768

758

1213
54

1
45

741

1
52

66
7

767
2

60
85

898

896

940

936

976

1
18

738

60
95

897

786

1178
54

745

751

757

1180
54

964

740

752

763

60
137

967

66
5

787

60
136

914

776

906

913

1
32

979
3

754

1
47

60
62

60
41

963

962

60
48

739

774

66
1

895

96
8

60
61

60
153

60
141

907

731

60
97

783

760

60
33

771

66
14

904

972

60
140

956
2

775

1076
63

1209

782

2

60
89

729

761

66

744

4

96
9

911

960

956

892

3

902

778

728

44

743

60

99
60

54

1220

1181

54

54
3

60
143

730

63
3

111

749

60

17
98

901

54
1

734

970

121
8

735

746

908

765

727

60
34

737

726

1174
54

939

779

753

60
83

894

1212
54

916

937

66
8

769

961

96
10

66
3

764

777

903

66
15

773

736

60
158

60
159

60
164

60
165

60
166

60
161

60
162

60
163

66
18

66
19

60
160

9
16

9
13

60
155

60
157

bepflanzte Schutzzone

DS

GR

GR

GR
DS

GR

DS

3,
00

10
,0

0

5,00

5,35

15,32

bepflanzte Schutzzone

D

D

Freifläche zum
 G

raben II.O
rdnung B=10,0m

Freifläche zum
 G

raben II.O
rdnung B=10,0m

50m Deichschutzzone
Hauptdeich

Punktnr. East North
32442816.86 5937132.24
32442730.36 5937094.93
32442699.97 5937082.64
32442634.20 5937060.99
32442480.39 5937015.26
32442454.99 5937006.99
32442912.92 5937174.43
32442329.73 5936969.54

213009
213010
213011
213012
213013
213014
213025
213026

Festlegung Geltungsbereich
Koordinatenliste in ETRS89-UTM

220 / 110KV

220 / 110KV

LR 2

LR 2

LR 1

LR 1

40 m Bauverbotszone

gem. §9 Abs.1 FStrG

25
,0

0

GH max.

GE 1
0,8 9,0

55dB(A)/45dB(A)

a45m

GH max.

GE 2
0,8 9,0

60dB(A)/50dB(A)

a45m
GH max.

GE 3
0,8 9,0

65 dB/45 dB

a45m

GH max.

GE 4.1
0,8 9,0

55dB(A)/45dB(A)

a25m

GH max.

GE 4.2
0,8 9,0

55dB(A)/45dB(A)

a25m

GH max.

GE 4.3
0,8 9,0

55dB(A)/45dB(A)

a25m

InfoCenter

GH max.

InfoCenter
0,35 -

-

o15 m

GH max.

LF
- -

-

--

Aktenzeichen:
Stand vom:

L4-13/2013
20.02.2013

213025

213009

213010

213011

213012

213013
213014

213026

Planstraße

Zum Jadefahrwasser

BAB - A 29

MF 1

MF 2

MF 2

50
m

 D
ei

ch
sc

hu
tz

zo
ne

H
au

pt
de

ic
h

N

bepflanzte Schutzzone

bepflanzte Schutzzone

GH max.

GE 5
0,8 9,0

60dB(A)/50dB(A)

a25m

Deichschutz

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr.20, 25 und Abs.6  BauGB)

DS

GR

Brückenbauwerk (Straße)

Entwässerungsgraben

Sonstige Planzeichen

Leitungsrecht
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(§ 9 Abs.7 BauGB)
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Einfahrtbereich
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Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem
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(§ 9 Abs.1 Nr.13 und Abs.6  BauGB)
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Grünflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.15 und Abs.6
BauGB)
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Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, 
den Hochwasserschutz und die Regelungen des Wasserabflusses.
(§ 9 Abs.1 Nr.16 und Abs.6  BauGB)

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

RegenwasserrückhaltebeckenRRB

Unterkategorie:

Gemeinbedarfsfläche

nicht überbaubar

überbaubar

Signaturen gemäß der Verordnung über die Ausarbeitung
der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90)

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches -BauGB-, §§ 1 bis 11 der
Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

Gewerbegebiete
(§ 8 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gütern und
Dienstleistungen des öffentlichen und privaten Bereichs,
Flächen für den Gemeinbedarf, Flächen für Sport- und
Spielanlagen
( § 9 Abs.1 Nr.5 und Abs.6  BauGB)

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB)

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

GE

Zweckbestimmung LeuchtfeuerLF
Kulterellen Zwecken dienende
und Einrichtungen

Füllschema der Nutzungsschablone

Art der baulichen Nutzung
------------------------------------------------------------------------------------------
Grundflächenzahl (GRZ) Baumassenzahl (BMZ)
Verhältnis der überbaubaren Verhältnis der Summe der Kubikmeter
Fläche zur Grundstücksfläche Baumasse je Quadratmeter 

Grundstücksfläche
------------------------------------------------------------------------------------------
Gebäudehöhe Bauweise
------------------------------------------------------------------------------------------
Schallschutzpegel
Wert links tagsüber / Wert rechts nachts

GE
0,8 9,0

GH max.17,50 m

65 dB /45 dB

a

Schallschutz:
Gewerbelärm:
Die Schallausbreitungsberechnung wurde entsprechend der DIN ISO 9613-2  frequenzabhängig in Oktavbändern 
nach folgender Beziehung durchgeführt.
LfT(DW) = Lw + Dc – Adiv – Aatm – Abar - Amisc,
LAT(LT) = LAT(DW) - Cmet
(Bedeutung der Formelzeichen: siehe DIN ISO 9613-2 Oktober 1999)

Die zur Berechnung der Emissionskontingente verwendeten Flächenschallquellen sind mit dem folgenden 
Relativspektrum zu versehen:

Tabelle B. A-bewertetes Oktavspektrum LWA
Okt, bezogen auf den A-Schallleistungspegel LWA

Die Schallquellenhöhe wird einheitlich für alle Teilflächen mit 5 m über Grund angesetzt.
Es wird mit freier Schallausbreitung gerechnet, d. h. Abar  = 0 dB. Der Bodeneffekt Agr  wird nach dem 
Alternativen Berechnungsverfahren (Abschnitt 7.3.1 der DIN ISO 9613-2) ermittelt.
Der für die standortbezogene meteorologische Korrektur Cmet    erforderliche Faktor C0  wird nach folgender 
Gleichung berechnet:

TM Anteil der Mitwind-Wetterlagen einschließlich Windstille und Inversions-Wetterlagen in %,
TQ Anteil der Querwind-Wetterlagen in %,
TG Anteil der Gegenwind-Wetterlagen in %.

Dabei wird die folgende Windstatistik zugrunde gelegt:

Umlaufende Winde und Windstille werden dabei der Mitwindschicht zugeschlagen

Für ein zur Genehmigung anstehendes Vorhaben sind die Schallimmissionen zumindest für die Aufpunkte IO 7, 
IO 8, IO 9, IO 12A, IO 13 und IO 14 (siehe Tabelle C) zu prognostizieren.

Tabelle C. Immissionsorte – Bezeichnungen, Koordinaten und Orientierungswerte

1 Am IO 12A wird entsprechend zu früheren Bauleit- und Genehmigungsverfahren entgegen der Gebietsausweisung im B-Plan entsprechend der 
tatsächlichen Nutzung von einer Gemengelage (analog TA Lärm Nr. 6.7) mit der Schutzwürdigkeit eines Allgemeinen Wohngebietes ausgegangen.

Der nach den Vorschriften der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) prognostizierte 
Beurteilungspegel der auf der Planfläche geplanten Anlage(n) (einschließlich Verkehr auf dem Werksgelände) 
darf unter Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung nicht höher sein 
als das Immissionskontingent, das sich aus den immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln 
ergibt. Dies ist bei jeder Anlage durch geeignete technische und/oder organisatorische Maßnahmen 
sicherzustellen.
Beim Nachweis der Einhaltung der schalltechnischen Festsetzungen sind auch bereits bestehende Anlagen 
innerhalb dieses Bebauungsplanes zu berücksichtigen.

Staubniederschlag:
Nach vorliegender Erkenntnislage kann nicht ausgeschlossen werden, dass bei Vollausbau des südlich des 
vorliegenden Plangebietes liegenden SchüttgutIagers ohne weitergehende Minderungsmaßnahmen 
(Bebauungsplan Nr. 212) im südlichen Bereich des vorliegenden Geltungsbereichs (Gewerbegebiete GE 1-3) der 
Tagesmittelwert für PM-10 öfter als 35mal pro Kalenderjahr überschritten werden und es zu Beeinträchtigungen 
durch Staubniederschlag kommen kann.

Bundesautobahn:
Das Plangebiet ist u. a. durch die vom Verkehr auf der BAB 29 ausgehenden Emissionen be-lastet. Aus dem 
Plangebiet bestehen keine Ansprüche aufgrund der von der BAB 29 ausge-henden Emissionen.

 Kompensationsmaßnahmen
Für die bereits anderweitig zugeordnete Kompensationsfläche MF 2 (Sonderdeponie Preußen Elektra) werden 
keine weiteren Maßnahmen festgesetzt. Die Flächen bleiben der Sukzession überlassen.
Durch den erheblichen Eingriff in Natur und Landschaft entsteht ein Kompensationserfordernis für Maßnahmen 
auf Flächen von 1.375.204 Werteinheiten (WE; gemäß Städtetagsmodell 2013). Der Ausgleich erfolgt auf 
planexternen Kompensationsflächen (siehe Textliche Festsetzungen § 7 unter Hinweis).
Die Umsetzung planexterne Kompensationsmaßnahmen wird nach § 1a Abs. 3 Satz 4 BauGB im Rahmen 
vertraglicher Vereinbarungen nach § 11 BauGB geregelt.

 Küstenschutz
Die Deiche im Plangebiet sind nach dem Niedersächsischen Deichgesetz (NDG) gewidmet. Zum Hauptdeich 
verläuft binnenseitig gemäß § 16 NDG die 50 m breite Deichschutzzone (gemessen von der binnenseitigen 
Deichbesticksgrenze). In diesem Bereich dürfen Anlagen jeder Art nicht errichtet oder wesentlich verändert 
werden. Zur Befreiung von diesem Verbot ist eine Ausnahmegenehmigung oder Erlaubnis nach dem Nds. 
Deichgesetz erforderlich.
Die im Plangebiet verlaufende 2. Deichlinie (Geniusdeich / Rüstersieler Deich) ist nach dem NDG in ihrem 
Bestand zu erhalten.

 Luftfahrt
Das Plangebiet erstreckt sich auf Einwirkungsbereiche, die der militärischen und der zivilen Luftfahrt unterliegen. 
Luftfahrthindernisse mit Bauhöhen von mehr als 100 m über Grund sind gemäß der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesens vom 02.09.2004 kennzeichnungspflichtig.

Oberflächenentwässerung
Für die Einleitung von Niederschlagswasser in die Oberflächengewässer / Regenwasserrückhaltebecken ist in 
Abhängigkeit von Art und Umfang der Flächennutzung eine wasserrechtliche Einleitungserlaubnis bei der unteren 
Wasserbehörde zu beantragen. Es sind Rückhaltemaßnahmen und in Abhängigkeit von der Flächennutzung 
Abwasservorbehandlungsmaßnahmen vorzusehen.
Gemäß Oberflächenentwässerungskonzept ist am Tiefpunkt des Regenwasserrückhaltebeckens eine 
Drosselanlage in Form eines Wehres vorzusehen. In diesem Drosselwehr ist eine Öffnung vorzusehen, die so zu 
dimensionieren ist, dass nicht mehr Oberflächenwasser als 2,00 l/(s x ha) weitergeleitet wird.
Die nach den Planunterlagen vorgesehenen Regenrückhaltemaßnahmen sind entsprechend den allgemein 
anerkannten Regelwerken umzusetzen.
Für die Herstellung des Regenrückhaltebeckens, die Umleitung des Hauptvorfluters über dieses 
Rückhaltebecken und die Herstellung zusätzlicher Entwässerungsgräben ist ein wasserrechtliches 
Plangenehmigungsverfahren erforderlich.
Im Zusammenhang mit der Aufhebung der Verbindung des Straßenseitengrabens nördlich der A 29 (Bestandteil 
der nachrichtlich übernommenen Straßenverkehrsfläche) mit dem Straßenseitengraben westlich der Straße „Am 
tiefen Fahrwasser“ ist zum Zweck der Unterhaltung des Straßenseitengrabens nördlich der A 29 eine 
Überwegungs- / Überfahrtmöglichkeit zugunsten der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr zu gewährleisten.

Außerdem ist ein 5 m breiter Streifen des Straßenseitengrabens nördlich der A 29 als Unterhaltungsstreifen für 
den Straßengraben von Gehölzen freizuhalten.

 Richtfunk / Radar / Revier- und Datenfunk
Das Plangebiet liegt komplett im Freihaltebereich für Revier- und Datenfunk des Wasser- und Schifffahrtsamtes 
Wilhelmshaven (WSA). Gemäß Freihalteatlas des WSA ist die Bauhöhe im gesamten Freihaltebereich auf NN + 
65m beschränkt. Hinsichtlich der Einhaltung der Bauhöhenbeschränkung sind Abweichungen mit dem WSA 
abzustimmen.
Das Plangebiet erstreckt sich auf Einwirkungsbereiche der Radaranlage Brockzetel. Zur Verhinderung von 
Störungen der Wirksamkeit dieser Radaranlage durch besonders hohe Gebäude sind zu Lasten des Bauherren 
und unter fachlicher Einbeziehung des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr (BAIUDBw) Maßnahmen zu treffen, die eine störungsfreie Funktion der Radaranlage gewährleisten.

Telekommunikation
Neu errichtete Gebäude, die über Anschlüsse für Endnutzer von Telekommunikations-dienstleistungen verfügen 
sollen, sind gebäudeintern bis zu den Netzabschlusspunkten mit hochgeschwindigkeitsfähigen passiven 
Netzinfrastrukturen (Leerrohre, §3 Abs. 17b TKG) sowie einem Zugangspunkt zu diesen passiven 
gebäudeinternen Netzkomponenten auszustatten.

 Versorgungsleitungen
Innerhalb des Plangebietes verlaufen 220/110-kV-Leitungen. Zu den Hochspannungsleitungen ist ein 
Schutzabstand von beidseitig 30,0 m (220-kV) bzw. 25,0 m (110-kV) einzuhalten.
Abgrabungen an den Maststandorten dürfen nicht vorgenommen werden. Sollten innerhalb eines 
Sicherheitsabstandes von 10,0 m um einen Maststandort Abgrabungsarbeiten erforderlich werden, sind diese mit 
dem jeweiligen Netzbetreiber im Detail abzustimmen.
Die Maststandorte müssen für Unterhaltungsmaßnahmen ständig, auch mit schwerem Gerät wie z.B. 
Lastkraftwagen oder Kran, zugänglich sein.
Innerhalb des Leitungsschutzbereiches unterliegen die zulässigen Arbeitshöhen - Höhe über alles - der 
einzusetzenden Baumaschinen und Geräte (Baukräne und andere Hebezeuge, Baugerüste, Förderbänder etc.) 
und die Bauhöhen geplanter Bauvorhaben (Beleuchtungsanlagen, etc.) zur Gewährleistung der VDE-gemäßen 
Sicherheitsabstände einer Begrenzung.
Im Zuge der einzelnen Baugenehmigungsverfahren müssen den Netzbetreibern die Bauunterlagen (Lageplan 
und Bauzeichnung mit Angabe der Niveauhöhen) zur Prüfung der Sicherheitsabstände zugesandt werden.
Der Prüfung liegt die DIN EN 50341-1 für die im Freileitungsbereich zulässigen Bauhöhen und die DIN VDE 
0105/10.97, für die Gewährleistung der Sicherheitsabstände auf der Baustelle zugrunde.
Im Freileitungsbereich müssen zur Fahrbahnoberfläche neu geplanter Straßen und Fahrwege die 
Sicherheitsabstände gemäß DIN EN 50341-1 gewährleistet sein. Zur Prüfung und Abstimmung benötigen die 
Netzbetreiber die Straßenbaupläne (Lageplan, Höhen- und Querprofil) frühzeitig.
Vorgesehene Reklameeinrichtungen, Fahnenstangen sowie Beleuchtungseinrichtungen sind innerhalb des 
Leitungsschutzbereiches mit den Netzbetreibern abzustimmen.
Aufschüttungen, Dämme, Erdwälle etc. oder Zwischenlagerungen dürfen innerhalb des Schutzbereiches der 
Hochspannungsleitung nur bis zu der von den Netzbetreibern zugelassenen Niveauhöhe vorgenommen werden, 
da andernfalls Lebensgefahr besteht.
Hochwüchsige Bäume dürfen innerhalb des Leitungsschutzbereiches nicht angepflanzt werden, weil die 
Einhaltung der Sicherheitsabstände in kürzester Zeit nicht mehr gewährleistet ist.
Empfehlenswert sind standortgerechte Wildgehölze wie Büsche und Sträucher bis zur Kategorie Großsträucher, 
die mit geringer Wuchshöhe einen ausreichenden dauerhaften Abstand zu den Leiterseilen einhalten.
Die FM Kabel Maade – Voslapp der Avacon Netz GmbH sowie der TenneT TSO GmbH durchqueren das 
Plangebiet in Nord-Süd-Richtung am westlichen Plangebietsrand. Für diese ist jeweils ein 3,0 m breiter 
Schutzbereich (1,5 m beidseitig der Kabelachse) zu berücksichtigen.

Innerhalb des Plangebietes ist eine Ascheförderleitung vom Uniper Kraftwerk zur nördlich des Plangebietes 
gelegenen Deponie verlegt. Diese Leitung ist nicht mehr in Betrieb und teilweise bereits zurückgebaut worden.
Im Bereich der bepflanzten Schutzzone ist davon auszugehen, dass die Leitung noch immer vorhanden ist. Da 
sie nicht mehr in Betrieb ist und auch nicht mehr reaktiviert wird, ist eine Sicherung über ein Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht nicht erforderlich. Es wird jedoch um Kenntnisnahme für den Fall gebeten, dass dort 
Baumaßnahmen, insbesondere Tiefbauarbeiten stattfinden sollten.

 Wasserwirtschaft
Regelung des Wasserabflusses:
Das Bebauungsplangebiet wird an der Westseite von dem Gewässer II. Ordnung Nr. 13 begrenzt, welches 
aufgrund des Niedersächsischen Wassergesetzes von der Sielacht Rüstringen zu unterhalten ist.
Zur Durchführung der Gewässerunterhaltung hat die Sielacht Rüstringen auf Grundlage des 
Wasserverbandsgesetzes in seiner Satzung beidseitig der Gewässer II. Ordnung einen 10,00 m breiten 
Räumuferstreifen (gemessen von der oberen Böschungskante der Gewässer) ausgewiesen. Diese 
Räumuferstreifen sind gemäß der Satzung nur so zu bewirtschaften, dass die Unterhaltung der Gewässer nicht 
beeinträchtigt wird.

Verordnungen, Erlasse, Normen und Richtlinien
Die den Regelungen zugrunde liegenden Vorschriften (Verordnungen, Erlasse, Normen oder Richtlinien), dazu 
zählen in diesem Fall zum Beispiel:
DIN ISO 9613-2, DIN 18005, DIN 18915, DIN 18916, DIN 18920, DIN 18300, RAS-LP4 „Schutz von Bäumen und 
Sträuchern im Bereich von Baustellen“ können bei der Stadt Wilhelmshaven (Technisches Rathaus, Fachbereich 
Stadtplanung, 7.Etage) eingesehen werden.
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